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Bayerisches Forderprogramm zum Aufbau einer Wasserstofftankstelleninfrastruktur

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fir
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie

vom 7. August 2020, Az. 84-8293e/1/7

Vorbemerkung

Der Freistaat Bayern fordert MalBnahmen zum Aufbau einer Wasserstofftankstelleninfrastruktur in Bayern
nach MalRgabe

2.1

dieses Programmes,

der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Art. 23 und 44 der Bayerischen
Haushaltsordnung (BayHO) und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie der Verordnung
(EU) Nr. 651/2014 (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung — AGVO). Die Férderung erfolgt ohne
Rechtsanspruch im Rahmen der verfugbaren Haushaltsmittel.

Zweck der Foérderung

'Ziel der Foérderung ist der Aufbau einer 6ffentlichen und betriebsinternen Infrastruktur zur
Treibstoffversorgung mit Wasserstoff in allen Teilen Bayerns. ’Im Fokus der bayerischen
Forderung steht die Infrastruktur fur wasserstoffbetriebene Nutzfahrzeuge und Kraftomnibusse
sowie Sonderfahrzeuge in der Logistik in Bayern, da hier die gré3ten Potentiale gesehen werden.
*Die bayerische Forderung grenzt sich damit zur Bundesférderung ab, die den Schwerpunkt auf
den Aufbau der Infrastruktur fur wasserstoffbetriebene PKW setzt und ergénzt diese
komplementar. *Damit wird der Aufbau einer Basis-Wasserstoffbetankungsinfrastruktur in Bayern
angestrebt, mit dem in der Bayerischen Wasserstoffstrategie definierten Ziel

100 Wasserstofftankstellen zu erreichen. °Dadurch soll insbesondere auch ein Anreiz fiir die
Investition in die Tankstelleninfrastruktur durch Omnibus/Logistikunternehmen oder Stadtwerke
geschaffen werden. °Dariiber hinaus soll die Markteinfiihrung von umweltfreundlichen und
wettbewerbsfahigen wasserstoffbetriebenen Nutzfahrzeugen und Bussen sowie die
bedarfsorientierte Erzeugung von Wasserstoff durch klimaneutrale
Wasserstofferzeugungsanlagen als Bestandteil der Betankungsinfrastruktur unterstiitzt werden.
’So wird der notwendige Anreiz geschaffen, der einen Aufbau dieser Markte in Bayern
unterstutzt. 8Zugleich wird mit der Férderung ein Beitrag zur Reduktion der energiebedingten
CO,-Emissionen und zum Klimaschutz im Energie- und Verkehrssektor geleistet sowie neue
Arbeitsplatze in Bayern geschaffen. °Die Forderung erfolgt erganzend zur Férderung der
batterieelektrischen Fahrzeuge und leistet damit einen Beitrag zur Umsetzung der lokal
emissionsfreien Mobilitat.

Gegenstand der Férderung

Foérderungen werden im Rahmen dieses Programms fiir Investitionen mit einem einmaligen
Zuschuss gewahrt fir

die offentliche Wasserstoffbetankungsinfrastruktur flir wasserstoffbetriebene Nutzfahrzeuge und
Kraftomnibusse sowie Sonderfahrzeuge in der Logistik auf Basis des Art. 56 AGVO als Beihilfen
fur lokale Infrastrukturen,
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die nichtoffentliche Wasserstoffbetankungsinfrastruktur fir wasserstoffbetriebene Nutzfahrzeuge
und Kraftomnibusse sowie Sonderfahrzeuge in der Logistik auf Basis des Art. 36 AGVO
(Investitionsbeihilfen, die Unternehmen in die Lage versetzen, Giber die Unionsnormen fiir den
Umweltschutz hinauszugehen oder bei Fehlen solcher Normen den Umweltschutz zu
verbessern),

die Anschaffung von wasserstoffbetriebenen Nutzfahrzeugen, Kraftomnibussen und
Sonderfahrzeugen in der Logistik oder die Umriistung von konventionellen Nutzfahrzeugen,
Kraftomnibussen und Sonderfahrzeugen in der Logistik auf Wasserstoffbetrieb jedoch
ausschlieBlich im Zusammenhang mit der Forderung der nichtéffentlichen
Betankungsinfrastruktur nach Nr. 2.2 auf Basis des Art. 36 AGVO (Investitionsbeihilfen, die
Unternehmen in die Lage versetzen, iber die Unionsnormen fir den Umweltschutz
hinauszugehen oder bei Fehlen solcher Normen den Umweltschutz zu verbessern),

klimaneutrale Wasserstofferzeugungsanlagen wie Elektrolyseure vor Ort zur bedarfsorientierten
Erzeugung von Wasserstoff als Bestandteil der Betankungsinfrastruktur nach den Nummern 2.1
und 2.2 auf Basis des Art. 36 AGVO (Investitionsbeihilfen, die Unternehmen in die Lage
versetzen, Uber die Unionsnormen fiir den Umweltschutz hinauszugehen oder bei Fehlen solcher
Normen den Umweltschutz zu verbessern).

Zuwendungsempfanger

1Antragsberechtigt sind juristische Personen des 6ffentlichen und des Privatrechts sowie
natirliche Personen, soweit sie wirtschaftlich tatig sind und zum Zeitpunkt der Auszahlung ihren
Sitz, Niederlassung oder eine Betriebsstatte im Freistaat Bayern haben. ?Die Definition der KMU
richtet sich nach Anhang | AGVO. *Unternehmen in Schwierigkeiten geman Art. 1 Abs. 4 Buchst.
¢) AGVO in Verbindung mit Art. 2 Nr. 18 AGVO werden nicht geférdert. *Dies gilt insbesondere
fur Antragsteller, Gber deren Vermogen ein Insolvenzverfahren beantragt oder eréffnet worden
ist. “Dasselbe gilt fir Antragsteller und, sofern der Antragsteller eine juristische Person ist, fir
dessen gesetzlichen Vertreter, die eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 ZPO oder

§ 284 AO abgegeben haben oder zu deren Abgabe verpflichtet sind. ®Unternehmen, die einer
Ruckforderungsanordnung aufgrund einer friiheren Kommissionsentscheidung zur Feststellung
der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt nicht Folge
geleistet haben, werden ebenfalls nicht gefordert, vgl. Art. 1 Absatz 4 Buchstabe a AGVO.

Zuwendungsvoraussetzungen
Das Vorhaben muss in seinen wesentlichen Teilen im Freistaat Bayern durchgefiihrt werden.

'Nicht gefordert werden Vorhaben, die bereits begonnen wurden, ohne dass eine Zustimmung
zum vorzeitigen Vorhabenbeginn vorgelegen hat, oder die im Auftrag von nicht am Projekt
beteiligten Dritten durchgefiihrt werden. ’Als Vorhabenbeginn ist grundsatzlich der Abschluss
eines der Ausflihrung zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungsvertrags zu werten. 3Planung
und Genehmigungsverfahren gelten nicht als Beginn des Vorhabens.

1Voraussetzung fir eine Férderung nach Nummer 2.2, 2.3 und Nummer 2.4 ist, dass der Betrieb
der geforderten innovativen Technologie gegeniiber dem Betrieb konventioneller Technologie
einen nachweisbaren Umweltnutzen darstellt. ’Es gelten insbesondere die Anforderungen nach
Art. 36 AGVO. *Von einem nachweisbaren Umweltnutzen kann ausgegangen werden, wenn die
Anforderungen nach Nummern 4.4.2 bzw. 4.4.4 erfillt werden. “Bei der Beschaffung von
wasserstoffbetriebenen Fahrzeugen nach Nummer 4.4.3 wird prinzipiell von einem Umweltnutzen
ausgegangen. °Alle Anlagen und Fahrzeuge missen dem Stand der Technik entsprechen.

Bei Investitionszuschiissen
nach Nummer 2.1:

'Offentlich zugangliche Wasserstoffbetankungsanlagen kénnen als sog. lokale Infrastruktur unter
den Voraussetzungen des Art. 56 AGVO geférdert werden. ’Dabei muss es sich um eine
diskriminierungsfrei zugangliche Betankungsinfrastruktur zur Abgabe von Wasserstoff handeln.
*Insbesondere muss gewabhrleistet sein, dass die Infrastruktur interessierten Nutzern zu offenen,
transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen zur Verfligung steht. *Der fiir die Nutzung
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der Infrastruktur oder den Verkauf in Rechnung gestellte Preis muss dem Marktpreis entsprechen
(vgl. Art. 56 Abs. 3 AGVO). °Die Wasserstofftankstelle muss dem Stand der Technik entsprechen
und die technischen Anforderungen des Anhangs Il 2 der Richtlinie 2014/94/EU des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 Uber den Aufbau der
Infrastruktur fir alternative Kraftstoffe in der jeweils geltenden Fassung erfiillen. ®Die geforderte
Tankinfrastruktur muss dem Mess- und Eichrecht entsprechen. "Die Abgabe von Wasserstoff an
der Wasserstofftankstelle soll 24 Stunden je Tag an allen Tagen eines Jahres mdglich sein.
®Durch den Betreiber der Wasserstofftankstelle ist sicherzustellen und nachzuweisen, dass der
Anteil grinen Wasserstoffs an der insgesamt verkauften Wasserstoffmenge mindestens 50 %
betragt. *Wird dartiiber hinaus eine Wasserstofferzeugungsanlage nach 2.4 als Bestandteil der
Betankungsinfrastruktur zur on-site Erzeugung von Wasserstoff genutzt, kann dieser
entsprechend Nummer 2.4 der Forderrichtlinie ebenfalls geférdert werden (vgl. Nummer 4.4.4).

nach Nummer 2.2:

'Die Tankstelle darf ausschlieBlich betriebsintern durch die Antragsteller genutzt werden. %Eine
offentliche Nutzung ist ausgeschlossen. *Durch den Betreiber der Wasserstofftankstelle ist
sicherzustellen und nachzuweisen, dass der Anteil griinen Wasserstoffs an der insgesamt
eingesetzten Wasserstoffmenge mindestens 50 % betragt.

nach Nummer 2.3:

'Bei Fahrzeugen mit Wasserstoffantrieb nach Nummer 2.3 erfolgt die Férderung bis zu einer
Stiickzahl von maximal 3 Fahrzeugen. %Es kann die Beschaffung von Neufahrzeugen oder die
Umristung von konventionellen Fahrzeugen auf Fahrzeuge mit Wasserstoffantrieb geférdert
werden, vgl. Art. 36 Abs. 4 AGVO. *Eine Forderung von durch Leasing beschafften Fahrzeugen
ist ausgeschlossen.

nach Nummer 2.4:

Die Wasserstofferzeugungsanlagen, die als Bestandteil der Betankungsinfrastruktur nach den
Nummern 2.1 und 2.2 zur Erzeugung von Wasserstoff vor Ort férderfahig sind, miissen zu
100 % mit erneuerbaren Energietragern betrieben werden.

Art und Umfang der Forderung
Art der Férderung

Die Forderung erfolgt im Wege der Anteilsfinanzierung als Zuschuss (vgl. Art. 5 Abs. 2 Buchst. a)
AGVO) im Rahmen einer Projektférderung).

Zuwendungsfahige Ausgaben
Bei Investitionszuschiissen fiir 6ffentliche Wasserstoffbetankungsinfrastruktur nach Nummer 2.1:

1Zuwendungsfélhig sind die mit der Errichtung der Tankstelle verbundenen Ausgaben fiir
materielle und immaterielle Vermdgenswerte gemal Art. 56 Abs. 5 AGVO, sofern diese vom
Antragsteller steuerrechtlich aktiviert werden. 2Ausgenommen ist der Erwerb von Grundstlicken.
*Mit Antragstellung sind Angaben zur geplanten Laufzeit der steuerrechtlichen Abschreibung zu
machen. *Mit dem Verwendungsnachweis/Abschlussbericht muss diese abschlieliend bestatigt
werden. °Mit dem Antrag sind Unterlagen einzureichen, die den zu erwartenden Betriebsgewinn
der Investition belegen. ®Der Betriebsgewinn ist gemaf Art. 2 Abs. 39 AGVO die Differenz
zwischen den abgezinsten Einnahmen und den abgezinsten Betriebsausgaben im Laufe der
wirtschaftlichen Lebensdauer der Investition, wenn die Differenz positiv ist. "Der Betriebsgewinn
ist Uber einen Zeitraum zu ermitteln, der mindestens der Dauer der steuerlichen Abschreibung
entspricht. ®Der Fordermittelgeber behalt sich vor, diesen Zeitraum festzulegen. °Bei der
Ermittlung des Betriebsgewinns kann ein Zinssatz von bis zu 4 % verwendet werden. 10Ausgaben
fir den Betrieb der Betankungsinfrastruktur sind nicht forderfahig.

Bei Investitionszuschiissen fir nichtoffentliche Wasserstoffbetankungsinfrastruktur nach Nummer
2.2

1Bemessungsgrundlage fir Zuwendungen sind die zuwendungsfahigen projektbezogenen
Ausgaben. “Dies sind die Investitionsmehrkosten, die erforderlich sind, um Gber das in den
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Unionsnormen vorgeschriebene Umweltschutzniveau hinauszugehen (vgl. Art. 36 Abs. 5 AGVO).
*Es sind grundsatzlich die auf den konkreten Einzelfall bezogenen Investitionsmehrkosten
gegeniber einer Referenztechnologie forderfahig. *Als Referenztechnologie gilt eine
konventionelle Tankstelle fur fossile Treibstoffe. 5Ausgaben fur den Betrieb der
Betankungsinfrastruktur sind nicht forderfahig.

Bei Investitionszuschiissen fiir wasserstoffbetriebene Nutzfahrzeuge, Kraftomnibusse und
Sonderfahrzeuge in der Logistik nach Nr. 2.3:

1Bemessungsgrundlage fur Zuwendungen sind die zuwendungsfahigen projektbezogenen
Ausgaben. “Dies sind die Investitionsmehrkosten, die erforderlich sind, um tber das in den
Unionsnormen vorgeschriebene Umweltschutzniveau hinauszugehen (vgl. Art. 36 Abs. 5 AGVO).
*Als Referenztechnologie flir Fahrzeuge nach Nr. 2.3 wird ein in Art, Leistungsfahigkeit und
Ausstattung vergleichbares, konventionell betriebenes Fahrzeug verstanden.

Bei Investitionszuschiissen fiir Wasserstofferzeugungsanlagen nach Nr. 2.4:

1Bemessungsgrundlage fir Zuwendungen sind die zuwendungsfahigen projektbezogenen
Ausgaben. “Dies sind die Investitionsmehrkosten, die erforderlich sind, um tber das in den
Unionsnormen vorgeschriebene Umweltschutzniveau hinauszugehen (vgl. Art. 36 Abs. 5 AGVO).
*Die Kosten fiir die Referenztechnologie werden mit 250 € pro kW, angesetzt.

Umsatzsteuer

Soweit die Umsatzsteuer nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) als Vorsteuer abziehbar
ist, gehort sie nicht zu den zuwendungsfahigen Ausgaben.

Umfang der Férderung

Die Zuwendung (Beihilfeintensitat) fir die im Rahmen des Vorhabens gemachten Aufwendungen
betragt in den Fallen der

'Nr. 2.1 bis zu 90 % der zuwendungsfahigen Ausgaben bei einer Férderung nach Art. 56 AGVO.
’Die Zuwendungssumme soll 2 Mio. € nicht Gberschreiten. *GemaR Art. 56 Abs. 6 AGVO darf der
Investitionszuschuss jedoch nicht hoher sein als die Differenz zwischen den beihilfefahigen
Ausgaben und dem Betriebsgewinn der Investition. *Der Betriebsgewinn wird vorab auf der
Grundlage realistischer Projektionen abgezogen.

'Nr. 2.2, 2.3 und 2.4 bis zu 40 % der zuwendungsfahigen Ausgaben gegenuber einer
Referenztechnologie gemaf Art. 36 Abs. 6 AGVO. ’Die Zuwendungssumme soll 2 Mio. € nicht
tiberschreiten. *Bei Beihilfen fiir mittlere Unternehmen kann die Intensitat um bis zu

10 Prozentpunkte, bei Beihilfen fiir kleine Unternehmen um bis zu 20 Prozentpunkte erhéht
werden (Art. 36 Abs. 7 AGVO). *Die tatsachliche Erhéhung der Beihilfeintensitat wird durch den
Zuwendungsgeber unter Berlicksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit des
Zuwendungsempfangers und der Lage des Investitionsortes im Zuwendungsbescheid festgelegt.

Mehrfachférderung

'Die Zuwendung darf mit anderen staatlichen Beihilfen — einschlieBlich Beihilfen nach der
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 Uber die Anwendung
der Art. 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf
De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1) — nicht kumuliert werden. %Eine
Kumulierung der Foérderung von Fahrzeugen mit dem Umweltbonus fiir Elektrofahrzeuge
(Richtlinie des BMWi zur Férderung des Absatzes von elektrisch betriebenen Fahrzeugen vom
29. Juni 2016) ist ebenfalls ausgeschlossen. *Die Annahme von Antragen ist wahrend laufender
Forderaufrufe des Bundes mit gleichem Forderziel auszusetzen.

Bewilligungsverfahren

Der Freistaat Bayern hat die Bayern Innovativ GmbH als Projekttrager mit der Abwicklung des
Forderprogramms beauftragt.

'Skizzen und Antrage auf Gewahrung von Zuwendungen sind an den Projekttrager zu richten.
’Eine frihzeitige Kontaktaufnahme mit dem Projekttrager wird empfohlen.

Seite 4 von 6



BayMBI. 2020 Nr. 524 16. September 2020

6.3 'Der Forderantrag ist nach Ricksprache beim Projekttrager Uber das elektronische
Antragsverfahren (ELAN) des Staatsministeriums fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie
zu stellen. Die Zugangsdaten hierfir sind beim Projekttrager erhaltlich. *Weitere Informationen
werden auf der Internetplattform zur elektronischen Antragstellung (ELAN) des
Staatsministeriums fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie unter www.fips.bayern.de
bereitgestellt.

6.4 'Der Projekttrager Gbernimmt namens und im Auftrag des Freistaates Bayern die Prifung der
Skizzen und Antrage, gibt, ggf. auch unter Einschaltung von Fachgutachtern, eine Empfehlung
fur die Forderentscheidung ab und fihrt die Abwicklung der Forderung, die Bearbeitung der
Zahlungsanforderungen, die Priifung der Zwischenberichte, des Verwendungsnachweises und
der Verwertungsberichte sowie die Abwicklung des Schriftverkehrs mit den Antragstellern durch.
Der Projekttrager ist berechtigt, Erklarungen zu den Antragen und zur Abwicklung der Férderung
bei den Antragstellern einzuholen. *Der Projekttrager ist zur Vertraulichkeit verpflichtet.

6.5 1Bewilligungsbeht')rde ist das Bayerische Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung
und Energie. ’Die Bewilligungsbehorde erlasst den Zuwendungsbescheid und zahlt die
Fordermittel aus. *Die Mittelabrufe sowie der Verwendungsnachweis sind dem Projekttrager
vorzulegen, der diese an die Bewilligungsbehdrde weiterleitet.

7. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

71 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fiir den Nachweis und
die Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des
Zuwendungsbescheids und die Rickforderung der gewahrten Zuwendung gelten die Art. 48 bis
49a des bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG), die Art. 23, 44 BayHO und
die hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in dieser Férderrichtlinie
Abweichungen von den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zugelassen worden sind.

7.2 'Die Dauer der Zweckbindung der Forderung wird im Zuwendungsbescheid auf die Dauer der
steuerlichen Abschreibung, mindestens jedoch 6 Jahre festgelegt. “Bei Verkauf der geforderten
Investitionsgiter muss der Zuwendungsempfanger gewahrleisten, dass alle Pflichten an den
Kaufer Gbergehen. 3Abweichungen hiervon bedirfen der Zustimmung des Fordermittelgebers.

7.3 Zur Bewertung der Wirksamkeit des Férderprogrammes ist eine begleitende und anschlieRende
Erfolgskontrolle vorgesehen. Die Zuwendungsempfanger sind zu verpflichten, unter Beachtung
datenschutzrechtlicher Regelungen alle fiir die Erfolgskontrolle des Forderprogramms bendétigten
und vom Zuwendungsgeber benannten Daten bereitzustellen.

7.4 Die Veroffentlichung der Bewilligung von Vorhaben erfolgt nach Maligabe von Art. 9 Abs. 1
Buchst. ¢c) AGVO in Verbindung mit Anhang Il AGVO.

7.5 Erhaltene Forderungen kénnen im Einzelfall gemaf Art. 12 AGVO von der Europaischen
Kommission geprift werden.

7.6 Der Bayerische Oberste Rechnungshof ist geman Art. 91 BayHO berechtigt, bei den

Zuwendungsempfangern zu prifen.

8. Inkrafttreten, Auerkrafttreten

'Diese Richtlinie tritt am 1. Oktober 2020 in Kraft. °Sofern nicht aufgrund einer Anderung der
AGVO eine friihere Anpassung geboten ist, tritt sie mit Ablauf des 31. Dezember 2023 auler
Kraft.

Dr. Sabine Jarothe
Amtschefin

Seite 5 von 6


http://www.fips.bayern.de/

BayMBI. 2020 Nr. 524 16. September 2020

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strau3-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstralle 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-Il.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaRiger Tag der Verdffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verkiindungsplattform Bayern ist fiir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verkindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 6 von 6



	Bayerisches Förderprogramm zum Aufbau einer Wasserstofftankstelleninfrastruktur 
	Vorbemerkung 
	1. Zweck der Förderung 
	2. Gegenstand der Förderung 
	2.1 
	2.2 
	2.3 
	2.4 

	3. Zuwendungsempfänger 
	4. Zuwendungsvoraussetzungen 
	4.1 
	4.2 
	4.3 
	4.4 Bei Investitionszuschüssen 
	4.4.1 
	4.4.2 
	4.4.3 
	4.4.4 


	5. Art und Umfang der Förderung 
	5.1 Art der Förderung 
	5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 
	5.2.1 
	5.2.2 
	5.2.3 
	5.2.4 

	5.3 Umsatzsteuer 
	5.4 Umfang der Förderung 
	5.4.1 
	5.4.2 

	5.5 Mehrfachförderung 

	6. Bewilligungsverfahren 
	6.1 
	6.2 
	6.3 
	6.4 
	6.5 

	7. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
	7.1 
	7.2 
	7.3 
	7.4 
	7.5 
	7.6 

	8. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

	Impressum 



